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 Pfarrgasse 9, A-2340 Mödling 

 +43 2236 400 

 +43 2236 233 73 

 office@moedling.at 
  

 BEARBEITER      

 Mag. Kramsall/St 

 +43 2236 400 105 

 amtsdirektion@moedling.at 
  

 PARTEIENVERKEHR 

 DI und DO 8–12 Uhr, DO zusätzlich 16–18 Uhr 
 

 

 

 Mödling, 22. Juli 2026 

 

Zahl: STAD-I-7-2026 

Betreff: Initiativantrag vom 27.2.2026 auf Anordnung einer Volksbefragung 

Bezug:       

 

 
BESCHEID 

 
Die Bürgermeisterin der Stadtgemeinde Mödling als zuständige Behöre I. Instanz entscheidet über den vom 

Zustellungsbevollmächtigten Herrn Abg.z.NR Stadtrat Ing. Harald Thau am 27.02.2026 eingebrachten 

Initiativantrag „Bürgerinitiative Nein zur Grünen Zone“, wie folgt:  

 

Spruch 

 

Die Behandlung des am 27.02.2026 im Stadtamt Mödling eingelangten Initiativantrages mit dem Wortlaut 

 

„Die Unterzeichneten stellen folgenden Initiativantrag gemäß § 16 der NÖ Gemeindeordnung an den 

Gemeinderat der Stadtgemeinde Mödling: 

Der Gemeinderat möge (gem. § 16b NÖ Gemeindeordnung 1973), eine Volksbefragung mit folgender 

Fragestellung anordnen: 

Sind sie dafür, dass die bestehenden öffentlichen Parkplatzflächen erhalten werden und keine weiteren 

Maßnahmen durch die zuständigen Behörden gesetzt werden, die örtlich oder zeitlich das Parken im 

Gemeindegebiet beschränken (im Rahmen der Befugnisse und Möglichkeiten gemäß § 94d und § 94f StVO).“ 

 

unterbleibt.  

 

Rechtsgrundlage: 

§ 16a Abs. 1 NÖ Gemeindeordnung 

§ 16b NÖ Gemeindeordnung 
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Begründung 

 
1. Gemäß vorliegendem Verwaltungsakt ergibt sich folgender Sachverhalt: 

 

Mit Schreiben vom 27.02.2026 bringt Herr Abg.z.NR Stadtrat  Ing. Harald Thau einen Initiativantrag beim 

Stadtamt der Stadtgemeinde Mödling ein, der den Namen und die Adresse, sowie die Unterschrift von 

Unterstützern enthält. Auf den überreichten Vordrucken ist in großen Lettern zentriert und in rot 

fettgedruckt der Schriftzug „Nein zur Grünen Zone“ zu sehen. Darüber hinaus ist im Hintergrund eine grün 

hinterlegte Hinweistafel mit den Buchstaben „P“ durchgestrichen stilisiert, wie sie bei der Ausfahrt von 

Grünen Zonen angebracht wird. Die Domain, unter welcher man seine Unterschrift hochladen konnte, 

lautet „www.neinzurgruenenzone.at“ und ist prominent am unteren Rand angeführt. Am rechten Rand 

wird in großen Lettern und fettgedruckt in Rot der Schriftzug „Ihre Unterschrift gegen das Parkpickerl“ 

wiedergegeben. Unter dieser Überschrift wird der Antrag weiter wie folgt formuliert: „Wir, die 

Unterzeichner, stellen folgenden Initiativantrag gemäß § 16 der NÖ Gemeindeordnung an den 

Gemeinderat der Stadtgemeinde Mödling: Der Gemeinderat möge beschließen, eine Volksbefragung mit 

folgender Fragestellung durchzuführen, wobei die Antwortmöglichkeit „Ja“ und „Nein“ lauten soll: Sind sie 

dafür, dass die bestehenden öffentlichen Parkplatzflächen erhalten werden und keine weiteren 

Maßnahmen durch die zuständigen Behörden gesetzt werden, die örtlich oder zeitlich das Parken im 

Gemeindegebiet beschränken (im Rahmen der Befugnisse und Möglichkeiten gemäß § 94d und § 94f 

StVO.“ 

Im Anschluss an diesen Text sind im Querformat sechs Spalten angeführt, die nach Name, Datum, Adresse 

und Unterschrift bezeichnet sind. Am unteren Ende der Unterstützungserklärung ist vermerkt, dass es 

sich um eine Initiative von „Stadtrat Harald Thau, Gemeinderat Walter Windsteig, Gemeinderat Reinhard 

Koller, Gemeinderat Johannes Mutschlechner und der FPÖ Mödling“ handelt. Als Zustellbevollmächtigter 

wird Herr Ing. Harald Thau, als sein Stellvertreter Herr DI Mag. Walter Windsteig, ausgewiesen.  

 

2. Die maßgeblichen rechtlichen Bestimmungen lauten auszugsweise wie folgt: 

 

§ 16a Abs. 1 NÖ Gemeindeordnung 

 

(1) Der Initiativantrag ist beim Gemeindeamt (Stadtamt) einzubringen. 

 Der Bürgermeister hat in einem an den Zustellungsbevollmächtigten gerichteten Bescheid darüber 

abzusprechen, dass die Behandlung des Antrages unterbleibt, wenn 

- der Initiativantrag nicht den Vorschriften des § 16 Abs. 3 und 4 entspricht, 

- es sich um keine Angelegenheit des eigenen Wirkungsbereiches handelt, 

- er individuelle Verwaltungsakten oder Angelegenheiten, die ganz oder überwiegend auf Abgaben 

Einfluss haben, betrifft, 

- das angerufene Organ nicht zuständig ist (§ 6 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – 

AVG, BGBl. Nr. 51/1991 in der Fassung BGBl. I Nr. 50/2025, findet keine Anwendung), oder wenn 

der Initiativantrag Angelegenheiten betrifft, die von den zuständigen Organen bereits erledigt 

worden sind. 

 Enthält der Initiativantrag nicht den Namen und die Adresse eines Zustellungsbevollmächtigten oder 

dessen Vertreters, hat der Bescheid an den erstangeführten Unterstützer zu ergehen. Liegt kein 

Grund zur Zurückweisung vor, ist der Initiativantrag zu behandeln. 

 

 

 

 

http://www.neinzurgruenenzone.at/
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1991_51_0/1991_51_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2025/50
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§ 16b NÖ Gemeindeordnung 

 

(1) Betrifft eine Initiative die Anordnung einer zulässigen Volksbefragung und wird diese Initiative von 

mehr als 10 % aller Wahlberechtigten unterstützt, muss der Gemeinderat die Volksbefragung 

anordnen, sofern der Gegenstand vom zuständigen Gemeindeorgan nicht bereits erledigt worden ist 

und der Zustellungsbevollmächtigte nicht auf der Durchführung der Volksbefragung beharrt. Ob die 

Initiative von mehr als 10 % aller Wahlberechtigten unterstützt wird, überprüft der Bürgermeister im 

Rahmen des Prüfungsverfahrens nach § 16a Abs. 1. 

(2) Der Zustellungsbevollmächtigte ist vom Ergebnis der Behandlung des Initiativantrages durch den 

Bürgermeister zu verständigen. 

 
3. Rechtliche Würdigung: 

 

Gemäß § 16 Abs. 2 NÖ Gemeindeordnung besteht das Initiativrecht der Gemeindemitglieder in Verlangen 

das Aufgaben besorgt oder Maßnahmen getroffen werden, soweit sie im Interesse der Gemeinde oder 

einzelner Ortsteile liegen. Dieses Initiativrecht ist auf den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde 

beschränkt. Ausgeschlossen vom Initiativrecht sind individuelle Verwaltungsakte und Angelegenheiten, 

die ganz oder überwiegend auf Abgaben Einfluss haben.  

 

Gemäß § 16a Abs. 1 NÖ Gemeindeordnung ist der Initiativantrag beim Stadtamt einzubringen. Der 

Bürgermeister hat in einem an den Zustellungsbevollmächtigten gerichteten Bescheid darüber 

abzusprechen, dass die Behandlung des Antrages unterbleibt, wenn: 

 

[…] – er individuelle Verwaltungsakte oder Angelegenheiten, die ganz oder überwiegend auf Abgaben 

Einfluss haben, betrifft, […].  

 

Gemäß § 16b NÖ Gemeindeordnung muss eine Initiative, die die Anordnung einer zulässigen 

Volksbefragung betrifft, von mehr als 10% aller Wahlberechtigten unterstützt sein.  

 

Dies bedeutet für den vorliegenden Sachverhalt:  

 

§94 f StVO regelt die Mitwirkung bzw. das Anhörungsrecht von Gemeinden: diese sind vor Erlassung einer 

Verordnung, außer bei Gefahr in Verzug und bei Verordnungen gemäß § 43 Abs. 1a die Autobahnen 

betreffend, anzuhören, wenn 

 

• die Gemeinde gemäß § 94f lit. a Z 1 StVO von der Verordnung betroffen ist, oder 

• sich der Geltungsbereich einer Verordnung gemäß § 94f lit. b Z. 2 StVO auch auf das Gebiet einer 

Gemeinde, für dass die Landespolizeidirektion sogleich Sicherheitsbehörde I. Instanz ist, 

erstrecken soll.  

 

Die Mitwirkung in Verfahren nach § 94f StVO ist dabei nicht in der Aufzählung des § 94d StVO enthalten, 

welcher den eigenen Wirkungsbereich definiert. Der Umfang des eigenen Wirkungsbereiches ist jedoch 

ausdrücklich zu bezeichnen. Zudem ist auszuführen, dass die Erlassung von Verordnungen durch die 

anderen in § 94f StVO angeführten Behörden mangels Zuständigkeit der Gemeinde, auch schon 

begrifflich nicht dem eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde zugeordnet werden kann. Ein 

dahingehender Initiativantrag im Sinne des § 16 Abs. 2 NÖ Gemeindeordnung ist daher nicht zulässig.  
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Gemäß § 94d Z. 16 StVO obliegt es der Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich Arbeiten auf oder neben 

der Straße gemäß § 90 StVO zu bewilligen, einschließlich der Erlassung der durch diese Arbeiten 

erforderlichen Verkehrsverbote und -beschränkungen. Es liegt in der Natur der Sache, dass mit der 

Bewilligung von Arbeiten auf oder neben der Straße Halte- und Parkverbote einhergehen. Mit der 

gegenständlichen Antragstellung „dass keine weiteren Maßnahmen durch die zuständigen Behörden 

gesetzt werden, die örtlich oder zeitlich das Parken im Gemeindegebiet beschränken (im Rahmen der 

Befugnisse und Möglichkeiten gemäß § 94d und §94 f StVO)“ werden daher sämtliche Anträge auf 

Bewilligung gemäß § 90 StVO der Volksbefragung unterworfen. Durch den Initiativantrag sind daher 

individuelle Verwaltungsakte betroffen. 

 

Entgegen dem oben zitierten Antragswortlaut des Initiativantrages ist hierzu anzumerken, dass der Text 

der Vordrucke für die Zustimmungserklärungen offenkundig auf ein Begehren zur Hintanhaltung von 

Parkgebühren gerichtet ist:  

 

Der zentrierte und in Rot fettgedruckte Schriftzug „Nein zur Grünen Zone“ vor dem durchgestrichenen 

„P“ sticht prominent ins Auge. Auch die Domain, unter welcher man seine Unterschrift hochladen konnte, 

weist unmissverständlich auf die Abschaffung eines Gebührentatbestandes hin, zumal diese 

„www.neinzurgruenenzone.at“ lautet. Am rechten Rand wird zudem in großen Lettern und in rot 

fettgedruckter Schrift der Schriftzug „Ihre Unterschrift gegen das Parkpickerl!“ wiedergegeben. Die 

Formulierung des Antrages und des Erscheinungsbildes bewirkt daher, dass durch die Unterschrift die 

Hintanhaltung individueller Verwaltungsakte mit Verkehrsbezug bzw. die Verhinderung der Ausweitung 

der Parkraumbewirtschaftung in der Stadtgemeinde Mödling unterstützt werde.  

 

Ein verständiger Leser der Unterstützungserklärung kann daher nur zu dem Schluss kommen, dass mit 

seiner Unterschrift die Verhinderung der Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung in der 

Stadtgemeinde Mödling unterstützt wird, wobei dies eine Angelegenheit betrifft, welche überwiegend auf 

Abgaben Einfluss hat. Der VfGH leitet im Zusammenhang mit direkt demokratischen Verfahren aus dem 

Prinzip der Reinheit ab, welches auch auf Volksbefragungen zu übertragen ist. Das Prinzip der Reinheit 

wird im Sinne von „Freiheit“ der Wahlen als ein Gebot der Klarheit und Eindeutigkeit der Fragestellung 

sowie ein Verbot von Suggestivfragen verstanden (vgl. VfGH 19.12.2025, V228/2025). Gerade 

Einrichtungen der direkten Demokratie im Sinne des Art. 141 Abs. 1 lit. h B-VG erfordern es nach dieser 

Rechtsprechung, dass das Substrat dessen, was den Wahlberechtigten zur Entscheidung vorgelegt wird, 

klar und eindeutig ist, damit Manipulationen hintangehalten und Missverständnisse so weit wie möglich 

ausgeschlossen werden können (vgl. VfGH 19.12.2025, V228/2025). 

 

Die Unterstützungserklärung in ihrer Gesamtheit weicht daher vom eigentlichen Inhalt des 

Initiativantrages ab und damit ist der Initiativantrag auch nicht ausreichend unterstützt. 

 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.  

 

 

Rechtsmittelbelehrung 

 

Sie haben das Recht gegen diesen Bescheid Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht zu erheben. 

Die Beschwerde ist innerhalb von vier Wochen nach Zustellung dieses Bescheides schriftlich, oder in jeder 

anderen technisch möglichen Weise, bei der Gemeinde einzubringen. Sie hat den angefochtenen Bescheid 

und die belangte Behörde, die den angefochtenen Bescheid erlassen hat, zu bezeichnen. Weiters hat die 

Beschwerde die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, das Begehren und die 

http://www.neinzurgruenenzone.at/
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Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist, zu 

enthalten.  

Eine rechtzeitig eingebrachte und zulässige Beschwerde hat aufschiebende Wirkung, sofern die 

Verwaltungsvorschriften nichts anderes bestimmen, oder diese von der Behörde nicht ausgeschlossen 

wurde. Es besteht die Möglichkeit in der Beschwerde die Durchführung einer mündlichen Verhandlung zu 

beantragen. Die Höhe der Pauschalgebühr für Beschwerden (samt Beilagen) beträgt 50 Euro.   

 

Hinweise für Beschwerden:   

Die Gebühr ist auf das Konto des Finanzamtes Österreich (IBAN: AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: 

BUNDATWW) zu entrichten. Als Verwendungszweck ist das Beschwerdeverfahren (Geschäftszahl des 

Bescheides) anzugeben. Bei elektronischer Überweisung der Beschwerdegebühr mit der 

„Finanzamtszahlung” ist als Empfänger das Finanzamt Österreich (IBAN wie zuvor) anzugeben oder 

auszuwählen. Weiters sind die Steuernummer/Abgabenkontonummer 109999102, die Abgabenart “EEE-

Beschwerdegebühr”, das Datum des Bescheides als Zeitraum und der Betrag anzugeben. Der Eingabe ist 

- als Nachweis der Entrichtung der Gebühr - der Zahlungsbeleg oder ein Ausdruck über die erfolgte 

Erteilung einer Zahlungsanweisung anzuschließen. Für jede gebührenpflichtige Eingabe ist vom 

Beschwerdeführer (Antragsteller) ein gesonderter Beleg vorzulegen 

 

Die Bürgermeisterin: 

 

Silvia Drechsler e.h. 

 

Ergeht an die Partei des Verfahrens: 

1. Zustellungsbevollmächtigter: Abg.z.NR Stadtrat Ing. Harald Thau, Neudorfer Straße 52-58/34, 2340 

Mödling – per RSa 

 

Ergeht gleichlautend zur Kenntnis an: 

2. Verkehrsreferat der Stadtgemeinde Mödling, Pfarrgasse 9, 2340 Mödling  

3. zum Akt 


